= son = 


Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. 


(Nr. 6619.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Barmen im Betrage von 150,000 Thalern. Vom 18. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Oberbürgermeiſter und die ene Bee e ee 
von Barmen darauf angetragen haben, der Gemeinde Barmen zur Beſtreitung 
der Koſten zur Ausführung der in nächſter Zeit erforderlichen Schul-, Wege⸗ 
und Brückenbauten und ſonſtigen Anlagen die Aufnahme einer weiteren Anleihe 
von 150,000 Thalern, geſchrieben Einhundert funfzig Tauſend Thalern, gegen 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obliga⸗ 
tionen zu geſtatten und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde ſowohl 
als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, ſo ertheilen Wir in Ge⸗ 
mäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Jun 1833. durch gegenwärtiges Pri⸗ 
vilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obliga⸗ 
tionen, welche im Anſchluſſe an die nach dem Privilegium für die Stadt Barmen 
vom 27. Januar 1862. (Geſetz-Samml. für 1862. S. 53. ff.) ausgefertigten in 
drei Serien unter den Buchſtaben A. B. C. zu Apoints von 500 Thalern, 
200 Thalern und 100 Thalern, unter fortlaufender Nummer für jede Serie, 
auszugeben ſind, und zwar: 90,000 Thaler in Apoints zu 500 Thalern unter 
dem Buchſtaben A. und den fortlaufenden Nummern von 501. bis 680.; 
40,000 Thaler in Apoints zu 200 Thalern unter dem Buchſtaben B. und 
den fortlaufenden Nummern 501. bis 700.; 20,000 Thaler in Apoints zu 
100 Thalern unter dem Buchſtaben C. und den fortlaufenden Nummern von 
Nr. 501. bis 700. Die Ausſtellung der Obligationen, welche mit 43 Prozent 
jährlich zu verzinſen find, erfolgt nach dem durch das vorbezeichnete Privilegium 
vom 27. Januar 1862. vorgeſchriebenen Schema, und iſt denſelben ein Abdruck 
be und des Privilegii vom 27. Januar 1862. beizufügen. Im Uebrigen 
finden auch auf die nach gegenwärtigem Privilegium zu emittirenden 150,000 Thaler 
ſtädtiſcher Obligationen die in dem mehrgedachten Privilegium vom 27. Januar 
1862. enthaltenen Beſtimmungen vollſtändige Anwendung, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme des $. 3., der dahin modifizirt wird, daß „die Mitglieder der nach Vor⸗ 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. April 1867, 
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Das e Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigun der Inhaber der Obligationen eine 


Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗— 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. N 
AUurkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
e, 00 f \ 
Gegeben Berlin, den 18. März 1867. 


G, S) Wilhelm 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz Gr. zu Eulenburg, . ; 


7 


erhöchſter ß vo: 
Vorſchriften des Preußiſch 
tairperſonen in den durch 


Geſetze vom 24. Dezember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie ver⸗ 
einigten Landestheilen. . a d 


i Te ſende Ihnen auf den Bericht vom 18. März d. J. Be Zuſammen⸗ 
„ſtellung verſchiedener 1 des Preußiſchen Rechts über die bürgerlichen 
6 Rechtsverhältniſſe der Militairperſonen mit der Beſtimmung genen daß die in 
die Zuſammenſtellung aufgenommenen Vorſchriften auch in denjenigen Landes⸗ 
theilen in Kraft treten ſollen, welche durch das de vom 20. September 1866. 
(Geſetz Samml. S. 555.) und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866. 
(GeſetzSamml. S. 875. und 876.) mit der Preußiſchen Monarchie ie 
ſind, indem die in dieſen Landestheilen geltenden Geſetze, ſoweit ſie abweichende 
Vorſchriften enthalten, hierdurch aufgehoben werden. . 
Dieſer Mein Erlaß nebſt der Zuſammenſtellung iſt durch die Gefeh- Sammlung 
bekannt zu machen. ; 5 5 
Berlin, den 1. April 1867. 5 e 


„ Wilhelm. 
v. Roon. Gr. zur Lippe. 


5 An den Kriegsminiſter und den Juſtizminiſter. 
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Zuſammenſtellung i 
verſchiedener Vorſchriften des Preußiſchen Rechts uͤber die 
bürgerlichen Rechtsverhaͤltniſſe der Militairperſonen. 


J. Vorſchriften über den bürgerlichen Gerichtsſtand der Militairperſonen. 


1) Die Militairperſonen, einſchließlich der minderjährigen oder unter väter⸗ 
licher Gewalt ſtehenden Soldaten, 0 ihren ordentlichen perſönlichen 
Gerichtsſtand bei den Civilgerichten des Garniſonorts. 
$$. 12. und 13. Anhang zum F. 48. Titel 2. Thl. I. Allgem. 
Gerichtsordnung, Kabinetsorder vom 2. November 1833. 
(Geſetz-Samml. S. 290.). 

2) Bei minderjährigen, oder unter väterlicher Gewalt ſtehenden Millitair⸗ 
perſonen, ee bei denjenigen, welche lediglich zur Erfüllung der 
allgemeinen Militairpflicht in den Dienſt getreten find, iſt, ſoweit es auf 
ihre perſönlichen Eigenſchaften und Befugniſſe (jura status), ſowie auf 3 
die Erbfolge in ihren Nachlaß ankommt, nicht der Ort ihrer Garniſon, 
ſondern ihr eigentlicher Wohnſitz, oder in Ermangelung eines ſolchen, der 
Ort ihrer Herkunft zu betrachten. 

Deklaration vom 31. März 1839. (GeſetzSamml. S. 155.). 


3) Die Ehefrauen und Kinder der Unteroffiziere und Soldaten, welche ſich 
nicht am Garniſonort bei ihren Ehemännern oder Vätern aufhalten, 
bleiben unter dem Gerichtsſtand ihres Wohnorts. 

F. 43. Titel 10. Thl. II. Allgem. Landrechts, F. 13. Anhang 
zum F. 48. Titel 2. Thl. I. Allgem. Gerichtsordnung. 


4) Die Rechtsangelegenheiten der Ehefrauen mit ihren Ehemännern, welchen 5 
ſie in die Garniſon nicht gefolgt ſind, gehören vor den Gerichtsſtand der 

Ehemänner. 
$. 45. Titel 10. Thl. II. Allgem. Landrechts. 
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Vorſchriften über die gerichtlichen Vorladungen der Militairperſonen. | 


1) Soll ein Unteroffizier oder gemeiner Soldat vor ein Civilgericht geladen 
werden, ſo iſt die Vorladung nicht dem Vorzuladenden ſelbſt, 1 0 
. 
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dem Chef der Kompagnie oder Eskadron (oder Batterie) zur weiteren 
Beſtellung an den Vorzuladenden auszuhändigen. Von dem vorgeſetzten 
lan wird der Empfang mit dem Verſprechen beſcheinigt, daß die 
den el dem Vorgeladenen zur gehörigen Zeit bekannt gemacht wer⸗ 
en ſoll. 


F. 54. Anhang zum F. 19. Titel 7. Thl. I. Allgem. Gerichts- 
ordnung. 


2) Bei Infinuationen der Vorladungen der aktiven, bei Regimentern oder 
Bataillons angeſtellten Offiziere wird, fobald der Vorzuladende ſelbſt er⸗ 
ſcheinen muß, der Kommandeur oder ſonſtige unmittelbare Vorgeſetzte 
zugleich erſucht, denſelben zur Abwartung des Termins von etwaigen 
Dienſtgeſchäften, inſofern ſolche es geſtatten, zu entbinden. ft die An⸗ 
weſenheit des Offiziers nicht durchaus nöthig, ſo fällt dieſe Benachrichti⸗ 
gung weg, und der Vorzuladende muß, wenn er perſönlich erſcheinen 
will und durch Dienſtgeſchäfte verhindert wird, entweder die Verlegung 
des Termins bei dem Gerichte oder die Befreiung von den Dienſtgeſchäften 
für die Zeit des Termins bei ſeinen Vorgeſetzten nachſuchen. f 5 

Kann die Vernehmung des Offiziers als Partei oder Zeuge bei 8 
dem Militairgericht leichter als bei dem kompetenten Civilgericht bewirkt = 
werden, jo wird erſteres deshalb von dem letzteren requirirt. 

$. 55. a. a. O. a 


III. Vorſchriften über das Zwangsvollſtreckungs⸗Verfahren gegen 
Militairperſonen. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


1) Die Exekution gegen Militairperſonen wird in der Regel von den Civil⸗ 
1 beziehungsweiſe von den bei denſelben angeſtellten Vollſtreckungs⸗ 
eamten vollſtreckt, der Schuldner iſt jedoch vor der Vollſtreckung von 
dem Militairgerichte mit der Weiſung zu verſehen, ſich bei Vermeidung 
der geſetzlichen Folgen nach den Veiſtingen des Civilgerichts zu achten 
(Paritionsbefehl). ö 
Die Vollſtreckung wird bis zur Rückäußerung, daß der Paritions⸗ 
befehl erlaſſen ſei, ausgeſetzt. 
§. 149. Anhang zum F. 26. Titel 24. Thl. I. Allgem. Gerichts⸗ 
ordnung, 
5 Kabinetsorder vom 4. Juni 1822. (Geſetz⸗Samml. S. 209.), 
BL Kabinetsorder vom 8. September 1822. (Geſetz-Samml. S. 209.), 
Kabinetsorder vom 9. Januar 1823. (Geſetz-Samml. S. 18.). 
2) Der an die Millitairperſonen zu erlaſſende Paritionsbefehl ift auch dann 
erforderlich, wenn die Exekution gegen ihre Ehefrauen, ihre Kinder ahr 
(Nr. 6620) ihr 


5 ihr Geſind vollſtreckt werden foll, ſofern dieſe 
Garniſonorte befinden. t J 
$. 150. Anhang zum F. 26. Titel 24. Thl. I. Allgem. Gerichts⸗ 
ordnung. 5 
3) Der Paritionsbefehl wird von dem zuſtändigen Militairgericht erlaſſen. 

Die Militairbehörden, an welche die Requiſitionen um Erlaſſung des 
Befehls gerichtet werden müſſen, ſind im Verwaltungswege beſtimmt. 
Verfügungen des Juſtizminiſters vom 14. Januar 1825. und 
25. Februar 1836. in v. Kamptz Jahrbüchern für die Preu⸗ 
8025 gen x. (Band 25. S. 116. und Band 47, 

. 325.). 


4) Exekutiviſche Maaßregeln gegen die in Kaſernen und anderen ähnlichen 
Dienſtgebäuden wohnenden Militairperſonen, ſoweit ſie überhaupt zuläſſig 
ſind und in der Kaſerne oder dem Dienſtgebäude ſelbſt vollſtreckt werden 
müſſen, werden nicht durch die Civilgerichte, ſondern nur durch Requiſi⸗ 
tionen der en): und beziehungsweiſe des General-Auditoriats, 
inſofern die Schuldner der Gerichtsbarkeit deſſelben unmittelbar unter⸗ 
geordnet geweſen, vollſtreckt. 

Kabinetsorder vom 4. Januar 1833. (Geſetz-Samml. S. 3.). 


B. Vorſchriften über die Mobiliarepekution. 


1) Das Mobiliar dienſtthuender Offiziere, welches ſich an dem Orte befindet, 3 
woſelbſt der Schuldner in Garniſon ſteht, kann keiner Exekution oder 
Auspfändung unterworfen werden. Dieſes gilt auch von dem Mobiliar 
der auf halbem Sold ſtehenden Offiziere, wenn ſie ſich an Orten auf- 
halten, welche ihnen zum Genuß von Servis und Brot angewieſen und 
die alſo gewiſſermaßen als ihre Garniſon zu betrachten ſind. „ 
Ausſtehende Forderungen, öffentliche Papiere, ingleichen baares 
Geld, goldene, ſilberne und andere Medaillen, Juwelen und Kleinodien, 
welche ein Offizier beſitzt, find in keinem Falle von der Exekution und 
Auspfändung befreit. Jedoch muß der Schuldner darüber, ob er de,; 
leichen beſitze, vorher vernommen und bei vorhandenem Zweifel zum 
Mamfeſtattonseide verſtattet werden. 5 
$. 155. Anhang zum F. 70. Titel 24. Thl. I. Allgem. Gerichts⸗ 
ordnung. © 
Die mit Penſton zur Dispofition geſtellten Offiziere ftehen den früher : 
mit Inaktivitätsgehalt ausgeſchiedenen (auf halbem Sold ſtehenden) Offi⸗ 
zieren gleich. 
Kabinetsorder vom 4. Mai 1837, (Geſetz-Samml. S. 98). 
3) Die Vorſchrift (Nr. 1.), nach welcher das Mobiliar dienſtthuender Of 


ziere an ihrem Garniſonorte keiner Auspfändung unterworfen a 
kan 


2 
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Unteroffiziere und gemeinen Soldaten an ihrem Garniſonorte Anwendung. 


Kabinetsorder vom 8. November 1831. (Geſetz Samml. 
S. 250.). 


4) Wenn wider einen im Dienſt oder auf Penſion ſtehenden Militair- 
beamten zur Auspfändung geſchritten wird, ſo ſollen ihm die zur Ver⸗ 
waltung ſeines Dienſtes erforderlichen Bücher, das unentbehrlichſte Haus⸗ 
geräth, Betten, anſtändige Kleider und Wäſche nicht genommen, auch 


deſſen Frau und unerzogenen Kindern nothdürftige Wäſche, Kleider und 


Betten gelaſſen werden. ö 
Kabinetsorder vom 8. November 1831. (Geſetz-Samml. 
S. 250.) in Verbindung mit F. 156. Anhang zum $. 70. 
Titel 24. Thl. I. Allgem. Gerichtsordnung. 


5) Bei Schulden, welche aus unerlaubten Handlungen entſpringen, wird 
die Exekution ohne Rückſicht auf die Perſon und ohne Ausnahme irgend 
eines Vermögensſtückes vollſtreckt, ſo daß die Ausnahmen Nr. 1. bis 4. 
keine Anwendung finden. | 

$. 157. Anhang zum F. 70. Titel 24. Thl. I. Allgem, Gerichts: 
ordnung. ’ 

6) Offizieren außer Dienft, welchen die Tragung der Armee-Uniform oder 
einer anderen Militair-⸗Uniform erlaubt iſt, dürfen die zu dieſer Uniform 
gehörigen Stücke im Wege der Exekution nicht abgepfändet werden. 

Kabinetsorder vom 9. März 1839. (Geſetz-Samml. S. 93.). 


7) Das im Falle der Vollſtreckung der Exekution gegen einen im Dienſt 


befindlichen oder penſionirten Offizier oder Militairbeamten ſich vorfindende 
baare Geld iſt bis auf Höhe derjenigen Summe, welche dem Betrage 
des geſetzlich frei bleibenden Theiles des Dienſteinkommens oder der 
Penſion für den Zeitraum von der Exekution bis zum nächſten Termine 
der Gehalts- oder Penſionszahlung gleichkommt, der Auspfändung nicht 
unterworfen. 

Kabinetsorder vom 11. Dezember 1831. (Geſetz-Samml. von 

1832. S. 2.). 


C. Vorſchriften über die Vollſtreckung der Exekution in Gehalt, 
5 Sold und Penſion. 5 


und den Kompagnie⸗ und e (Batteriechefs) müſſen bei Ge⸗ 
haltsabzügen zur Befriedigung der Gläubiger von ihrem jährlichen Ge⸗ 
halte 400 Thaler frei bleiben, und von dem den Betrag von 400 Thalern 
überſteigenden Gehalte iſt nur die Hälfte zur Befriedigung der Gläubiger 
(Nr. 6620.) n ver⸗ 


= kann, findet auch auf das Mobiler der im wirklichen Dienſte ſtehenden 


1) AN Generalen „Kommandeurs, Kommandanten, Stabsoffizieren 


verwendbar. Daſſelbe gilt hinſichtlich aller Offiziere, welche Penſion 
oder Wartegeld genießen oder auf halben Sold geſetzt ſind. 5 
Einem Premierlieutenant von der Infanterie können nicht mehr 
als 3 Thaler, von der Kavallerie, der Artillerie und dem Ingenieur⸗ 
korps nicht mehr als 4 Thaler, einem Sekondelieutenant von der In⸗ 
fanterie nicht mehr als 2 Thaler, von der Kavallerie, der Artillerie und 
dem Ingenieurkorps nicht mehr als 3 Thaler monatlich von dem Gehalte 
abgezogen werden. 
$. 165. Anhang zum F. 108. Titel 24. Thl. I. Allgem. 
Gerichtsordnung. 


2) Der Gehaltsabzug, welchen ein Hauptmann dritter Klaſſe bei der Ar⸗ 
tillerie erleiden kann, beträgt monatlich 5 Thaler. 
. Erlaß vom 24. Februar 1853. (Geſetz-Samml. 
700 


3) Bei den Generalen und anderen Offizieren höheren Ranges ſind die 
ihnen für ihre Dienſtverhältniſſe bewilligten ſogenannten Tafelgelder und 
aside Zulagen, welche nicht mit zum eigentlichen Gehalte gehören, 
dem Abzug nicht unterworfen. Ingleichen iſt in Anſehung aller Offiziere 
der Servis vom Abzuge auägekhloen. 
$. 167. Anhang zum F. 108. Titel 24. Thl. I. Allgem. 
Gerichtsordnung. a 


4) Die Abzüge, welche einem li, zur Deckung und Wiedererſtattung der 
ihm aus den Regiments- und Bataillonskaſſen geſetzmäßig or ebofteie 
Equipagegelder gemacht werden, haben vor allen übrigen, ſelbſt früher 
kontrahirten Schulden den Vorzug und müſſen ungetheilt den Dar⸗ 
leihern verabfolgt werden. f 

F. 166. a. a. O. 


5) Die Beſoldungen und Emolumente der Militairbeamten unterliegen nur 
in der Art dem Abzuge, daß der Schuldner jährlich 400 Thaler frei 
behält. Gegen denjenigen, welcher nur 400 Thaler, oder weniger, jähr⸗ 
liches Dienſteinkommen hat, findet daher kein Abzug ſtatt, beträgt das 
jährliche Dienſteinkommen über 400 Thaler, ſo iſt nur die Hälfte des 
Ueberſchuſſes dem Abzuge unterworfen. a 

$. 160. a. a. O. 


6) Wenn ein Militairbeamter, welcher zur Bezahlung von Schulden die 
geſetzlichen Gehaltsabzüge erleidet, dienſtunfähig wird und ihm nach dem 
Ermeſſen der Dienſtbehörde bis zu feiner Penſionirung die Koſten jener 
Stellvertretung ganz oder 10 auferlegt werden, ſo ſind dieſe Koſten 
nicht von dem ganzen Gehalte vorweg in Abzug zu bringen, ſondern aus 
dem abzugsfreien Theile des Gehalts zu entnehmen. Be; 

vom 21. April 1841. (Juſtiz⸗Miniſterialblatt 
1829). ö | 


7) Die > 1 
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7) Die Beſtimmungen über die Gehaltsabzüge der Militairbeamten gelten 
auch in Anſehung der Penſionen derſelben, ingleichen der Penſionen 
a oder Wartegeld) der nicht bei den Invaliden⸗ 

ompagnien ſtehenden invaliden Unteroffiziere und gemeinen Soldaten, 
jedoch mit der Einſchränkung, daß dem Schuldner nur die Summe von 
200 Thaler und von dem Ueberſchuſſe die Hälfte frei bleibt. 
$. 162. Anhang zum F. 108. Titel 24. Thl. I. Allgem. 
Gerichtsordnung. 


5) Eine Verzichtleiſtung auf die geſetzlichen Befreiungen von dem Abzuge, 
ſowie jede Verpfändung und Anweiſung fixirter Beſoldungen, Emolumente 
und Penſionen iſt ohne alle rechtliche Wirkung. 


F. 163. a. a. O. 


9) Die Militairperſonen müſſen ſich Abzüge bis zur Hälfte ihres ganzen 
Gehalts oder Wartegeldes oder ihrer Menton ohne Unterſchied des Be⸗ 
1 gefallen laſſen, wenn es auf Entrichtung laufender Alimente 
ankommt. 


$. 168. a. a. O. 


10) Bei Anwendung der vorſtehenden Beſtimmung (Nr. 9.) ſind von dem 
Gehalte derjenigen Offiziere, welche aus Königlichen Kaſſen einen Bei⸗ 
trag zum gemeinſchaftlichen Mittagstiſch erhalten, 8 Thaler monatlich, 
und von dem Gehalte derjenigen Offiziere, welche einen ſolchen Beitrag 
nicht erhalten, 10 Thaler monatlich vorweg in Abzug zu bringen und 
darf nur die Hälfte des Reſtbetrages zur Deckung laufender Alimente in 
Anſpruch genommen werden. 

Kabinetsorder vom 6. Juli 1843. (Juſtiz⸗Miniſterialblatt von 
1845. S. II.). 


11) Die hinſichtlich der Abzüge von Beſoldungen und Penſionen vorgeſchrie— 
benen Einſchränkungen finden bei ſolchen Schulden keine Anwendung, 
welche aus unerlaubten Handlungen entſtanden ſind, vielmehr iſt bei 
Schulden dieſer Art die Exekution ohne Rückſicht auf einen dem Schuldner 
e zu ſeiner Subſiſtenz zu belaſſenden Theil ſeines Einkommens zu 
vollſtrecken. 8 ö 

$. 169. Anhang zum F. 108. Titel 24. Thl. I. Allgem. 
Gerichtsordnung. 


12) Die vorſtehende Beſtimmung (Nr. II.) bezieht ſich auch auf die Koſten 
der gegen einen Beamten eingeleiteten Unterſuchung; doch darf einem 
Beamten, deſſen Dienſteinkünfte in Beſoldung und Emolumenten nur 
bis zur Summe von 300 Thaler betragen, zur eg von Unter⸗ 
el fein Abzug gemacht werden, demjenigen Beamten aber, 
er bis zu 400 Thaler an Dienſteinkünften bezieht, müſſen 300 Thaler 
frei bleiben, wogegen die Untersuchen dosen bis zu 100 Thaler 

Jahrgang 1867. (Nr. 6620.) 70 in 


Be 
755 = in 15 Abzügen aus dem Dienſteinkommen eingezogen werden 
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Kabinetsorder vom 11. Juni 1829. (v. Kamptz Jahrbücher 5 
Bd. 34. S. 115). | 


13) Kurrente öffentliche Abgaben find ohne Unterſchied der höheren oder 
ichen Beſoldung oder Penſion durch deren Beſchlagnahme einzu 
ziehen. 

Wenn andere Gläubiger auf ſolche Beſoldungen oder Penſionen 
ſchon Beſchlag gelegt haben, ſo wird nur die eine Hälfte der zu ent 
richtenden Abgaben von dem freien Antheil des Beſoldeten oder Pen⸗ 
ſioniſten, die andere Hälfte von dem den Gläubigern e bent An⸗ 
theile dergeſtalt erhoben, daß letztere bis zur Tilgung der öffentlichen 
Abgaben zurückſtehen müſſen. 5 

F. 170. Anhang zum $. 108. Titel 24. Thl. I. Allgem. 

Gerichtsordnung. 5 

14) Bei Berechnung der Gehalts- und Penſionsabzüge find die zur Wittwen⸗ 
kaſſe b entrichtenden Beiträge von dem Gehalte oder der Penſion vorweg 
in Abzug zu bringen und erſt von dem Ueberreſt die geſetzlich zuläffigen 
Abzüge füt die Gläubiger zu berechnen. b i 

Kabinetsorder vom 29. Mai 1834. (Geſetz-Samml. S. 70.). 


15) Die Penſionen, welche invalide Offiziere aus der Artillerie-Penſions⸗ 
Zuſchußkaſſe W „können nur von ſolchen Gläubigern, welche die 
Beiträge zur Bezahlung des Penſionsxechts We haben, zur Be⸗ 

N de wegen dieſer Beiträge als Objekt der Exekution vorgeſchlagen 

0 werden. ; 


TEN Ä 
S n 


Kabinetsorder vom 20. März 1828. (Geſetz-Samml. S. 43.). 


16) Der Sold der Unteroffiziere und gemeinen Soldaten iſt einem Abzuge 
nicht unterworfen. f 
$. 83. Anhang zum F. 1015. Titel 1. Thl. II. Allgem. 
Landrechts. i 


17) Bei eintretender Mobilmachung der Armee können weder die Offiziere, 
noch die mobilen Militairbeamten einen Gehaltsabzug erleiden. 
Kabinetsorder vom 22. Dezember 1817. (Geſetz-Samml. von 
1818. S. 8.). = „ 
18) Die Behörden und Perſonen, an welche die Nequifitionen wegen Voll- 
ſtreckung der Exekution gegen Offiziere und Militairbeamte auf Gehalts ⸗ 
und Penſionsabzüge gerichtet werden müſſen, find im Verwaltungswege 
beſtimmt. . 
Verfügung des Juſtizminiſters vom 9. Auguſt 1853. (Juſtiz⸗ 
Miniſterialblalt S. 303.) und vom 8. Januar 1864. (Juſtiz 
Miniſterialblatt S. 14.). i „ 
19) Ge 


N %%% 
19) Gehalt, Sold und Penſion der Militairperſonen unterliegen nur inſofern 
der Beſchlagnahme im Wege des Sicherheitsarreſtes, als die Vollſtreckung 
der Exekution in dieſelben zuläſſig iſt. 
$. 197. Anhang zum H. 25. Titel 29. Thl. I. Allgem. Gerichts⸗ 
ordnung. 


D. Vorſchriften über Vollſtreckung des Perſonalarreſtes. 


1) Der Perſonalarreſt findet gegen die im Dienſt befindlichen Militair⸗ 
perſonen nicht ſtatt. Dies gilt auch von dem Wechſelarreſt, welcher 
jedoch gegen Militairbeamte nicht ausgeſchloſſen iſt. 

F. 686. Titel 11. Thl. I. Allgem. Landrechts, 

§. 18 Anhang zum F. 142. Titel 24. Thl. I. Allgem. Gerichts⸗ 
ordnung, f 

Kabinetsorder vom 6. Oktober 1823. (Geſetz-Samml. S. 167), 

Sünegſe zur Deutſchen Wechſelordnung vom 15. Fe⸗ 
ruar 1850. F. 5. (Geſetz-Samml. S. 53.), 

Geſetz, betreffend die Ergänzung und Erläuterung der Deutſchen 
Wechſelordnuung vom 21. Mai 1863. Artikel 2. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 357.) 


2) Den im Dienſte befindlichen Offizieren ſtehen die auf Inaktivitäts⸗ 
gehalt geſetzten und die mit Penſion zur Dispoſition geſtellten Offi⸗ 
ziere gleich. f 

Kabinetsorder vom 4. Mai 1837. (Geſetz-Samml. ©. 98.). 


3) Wegen verweigerter Vermögensmanifeſtation iſt der Perſonalarreſt gegen 
Militairperſonen nicht ausgeſchloſſen. | 
Kabinetsorder vom 6. Juni 1823. (v. Kamptz Jahrbücher 


Band 21. S. 262.) 


4) Gegen Offiziere, einſchließlich der zur Dispoſition geſtellten und der pen⸗ 
ſionirten, wird der Perſonalarreſt mittelſt Requiſition der Militairbehörden 
vollſtreckt. 

Kabinetsorder vom 6. Juni 1823. a. a. O. 


5) Bevor gegen einen im Dienſt befindlichen Militairbeamten der Perſonal⸗ 
arreſt vollſtreckt wird, iſt die ihm unmittelbar vorgeſetzte Behörde davon 
in Kenntniß zu ſetzen, damit ihr die Möglichkeit gewährt werde, zur Ver⸗ 
ſehung des Dienſtes die nöthigen Vorkehrungen zu treffen. 

$. 145. Titel 24. Thl. I. Allgem. Gerichtsordnung. 


(Nr. 6620.) d 70 * IV. Vor⸗ 


a 


en IV. Vorſchriften uber die buͤrgerliche Gerichtsbarkeit der Auditeure. 


1) Auditeure ſolcher Truppen, welche ſich im Auslande befinden oder nach 
der Mobilmachung ihre Standquartiere verlaſſen haben, ſind befugt: 

a) Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einſchließlich letztwilliger 
erben der zu den gedachten Truppentheilen gehörigen Per⸗ 
ſonen, welche nach F. 1. und §. 18. Nr. I. 2. 3. Thl. II. des 
Militair⸗Strafgeſetzbuches vom 3. April 1845. in Kriegszeiten den 
Militair⸗Gerichtsſtand haben, aufzunehmen und zu beglaubigen; 


b 


N 


Requiſitionen um Vornahme gerichtlicher Handlungen, ſowie um 
Aufnahme gerichtlicher Verhandlungen zu erledigen. 


Letztwillige Verordnungen können in dem vorausgeſetzten Falle auch i 
von einem kommandirten Kriegsgericht, aus einem Offizier und einem 
Auditeur beſtehend, aufgenommen werden. 


F. 1. des Geſetzes vom 8. Juni 1860. (Geſetz-Samml. S. 240.). 


Die auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen (Nr. 1.) aufgenommenen 
Verhandlungen ſind ſo anzuſehen, als ob ſie innerhalb des Rechtsgebiets 
des Allgemeinen Landrechts von einem Civilgericht aufgenommen wären. 
Erfordern die für dieſe Civilgerichte geltenden Vorſchriften die Zuziehung 
eines Protokollführers, ſo kann deſſen Stelle ein zweiter Auditeur oder 
ein für den ſpeziellen Fall oder ein- für allemal vereideter Offizier 
oder Unteroffizier vertreten. 
§. 2. a. a. O. 


Die aufgenommenen Verhandlungen (Nr. 1.) der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit, ſofern ſie nicht blos die Erledigung von Requiſitionen betreffen, ſind 
von den Auditeuren, nachdem die etwa erforderlichen Ausfertigungen er⸗ 
theilt ſind, den Gerichten erſter Inſtanz, in deren Bezirk der betreffende 
Truppentheil ſein Standquartier hat, zur Aufbewahrung und weiteren 
geſetzlichen Veranlaſſung zu überſenden. 

Iſt das Standquartier im Bezirke des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln, ſo geſchieht die Ueberſendung an das Kreisgericht zu Weſel. 
5 F. 3. a. a. O. i 


8 
— 


3 


— 


V. Vorſchriften uͤber die bürgerliche Gerichtsbarkeit uͤber Preußiſche 
Garniſonen im Auslande. 1 
Die durch die Allerhöchſte Order vom 19. Juli 1834, und Artikel VIEL 


Abſatz 1. des Geſetzes vom 26. April 1851. wegen der Gerichtsbarkeit c d? 


= m — 


Preußiſchen Garniſonen der en Mainz und Luxemburg getroffenen 
Beſtimmungen können durch Königliche Verordnung auch auf andere Truppen⸗ 
theile, welche ſich dauernd im Auslande aufhalten, für anwendbar erklärt werden, 
wobei dasjenige inländiſche Gericht erſter Inſtanz zu beſtimmen iſt, welchem die 
Gerichtsbarkeit in dem Umfange des gedachten Geſetzes zuſtehen ſolle. 


An die Stelle der Beſtimmung in Nr. 3. der Allerhöchſten Order vom 
19. Juli 1834., daß bei Teſtamentsaufnahmen im Nothfalle die $$. 194. und 
200. Titel 12. Theil I. des Allgemeinen Landrechts zur Anwendung kommen 
ſollen, treten die neueren Vorſchriften über privilegirte militairiſche Teſtamente 
(Nr. VII.). 
$. 13. des Geſetzes vom 8. Juni 1860. (Geſetz-Samml. S. 240.). 


VI. Vorſchriften uͤber die Sportelfreiheit der Militairperſonen. 


Die Militairperſonen ſind nur rückſichtlich der von ihnen bei der Mobil⸗ 
machung errichteten einſeitigen und wechſelſeitigen Teſtamente, ſowie deren Zurück⸗ 
nahme und Publikation von der Zahlung der Gerichtskoſten und Gerichtsgebühren 
befreit. Auch ſind die Provokationen auf Todeserklärung der im Kriege vermißten 
Militairperſonen frei von Gerichtskoſten und Gebühren zu bearbeiten. 


Die Sportelfreiheit entbindet nicht von Bezahlung der baaren 
Auslagen. N 
Geſetz vom 10. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. S. 622.) $. 4. Nr. 5. 


VII. Vorſchriften uͤber die privilegirten militairiſchen Teſtamente. 


1) In Kriegszeiten oder während eines Belagerungszuſtandes können die 
Perſonen, welche nach $. 1. und $. 18. Nr. 1. 2. 3. Theil II. des 
Militair⸗Strafgeſetzbuches vom 3. April 1845. in Kriegszeiten den Militair⸗ 
erichtsſtand haben, unter den unter Nr. 2. angegebenen Vorausſetzungen 
etztwillige Verordnungen auch in den unter Nr. 3. angegebenen Formen 
gültig errichten (privilegirte militairiſche Teſtamente). Die Vorrechte der 
Militairperſonen in Beziehung auf dieſe letztwilligen Verordnungen be⸗ 
ſtehen allein darin, daß ſie nach Maaßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen 
den für ordentliche Teſtamente vorgeſchriebenen Förmlichkeiten nicht unter⸗ 
worfen ſind. 8 


F. 4. des Geſetzes vom 8. Juni 1860. (Geſetz Samml. S. 240.). 


2) Die Befugniß, in on oder während eines e 
privilegirte militairiſche Teſtamente zu errichten, beginnt für die 1 
(Nr. 6620.) il: 


* 


Nr. 1. bezeichneten Perſonen von der Zeit, wo fie entweder ihre Stand⸗ = 
quartiere oder im Fall ihnen folche nicht angewieſen find, ihre bisherigen 


Wohnorte im Dienſte verlaſſen oder in denſelben angegriffen oder be⸗ 
lagert werden. i 
Kriegsgefangene und Geißeln haben dieſe Befugniß, ſo lange ſie 
ſich in der Gewalt des Feindes befinden. f 
a d. OD: 


3) Privilegirte militairiſche Teſtamente ſind in gültiger Form errichtet: 


a) wenn fie von dem Teſtator eigenhändig geſchrieben und unter⸗ 
ſchrieben find; 


b) wenn ſie von dem Teſtator eigenhändig unterſchrieben und von zwei 
Zeugen oder einem Auditeur oder Offizier mitunterzeichnet find; 


e) wenn von einem Auditeur oder Offizier, unter Zuziehung zweier 
Zeugen oder eines zweiten Auditeurs oder Offiziers, über die münd⸗ 
liche Erklärung des Teſtators eine ſchriftliche Verhandlung auf⸗ 
genommen und dieſe dem Teſtator vorgeleſen, ſowie von dem Au⸗ 
diteur oder Offizier und den Zeugen unterſchrieben iſt. 


Bei verwundeten oder kranken Militairperſonen können die unter 
b. und e. erwähnten Auditeure und Offiziere durch Militairärzte oder 
höhere Lazarethbeamte oder Militairgeiſtliche vertreten werden. 


F. 6. a. a. O. 


4) Die unter Nr. 3. erwähnten Zeugen ſind Beweiszeugen; ſie brauchen 


nicht die Eigenſchaft von Inſtrumentszeugen zu haben, und es kann 
die u eines derſelben für vollſtändig beweiſend angenommen 
werden. 


$72.020.,8: 


me die Beweis⸗ 


5) Die nach Vorſchrift Nr. 3. e. aufgenommene weh hat in Betreff 


ihres Inhalts und der in ihr angegebenen Zeit der Aufna 
kraft einer öffentlichen Urkunde. 


Iſt in dem eigenhändig geſchriebenen und unterſchriebenen oder in 
dem eigenhändig unterſchriebenen Teſtamente (Nr. 3. a. und b.) die Zeit 
der Errichtung angegeben, ſo ſtreitet die Vermuthung bis zum Beweiſe 
des Gegentheils für die Richtigkeit dieſer Angabe. Eine gleiche Ver⸗ 
muthung ſtreitet dafür, daß das Teſtament während des die privilegirte 


Form zulaſſenden Ausnahmezuſtandes errichtet iſt, wenn daſſelbe während 


dieſer Zeit oder innerhalb vierzehn Tage nach deren Aufhören einer vor⸗ 


geſetzten Militairbehörde zur Aufbewahrung übergeben iſt, oder wenn 0 


daſſelbe in dem Feldnachlaß des Teſtators aufgefunden wird. 
9.8. a. a. O. 
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6) Privilegirte militairiſche Teſtamente verlieren ihre Gültigkeit mit dem 
Ablaufe eines Jahres von dem Tage ab, an welchem der Truppentheil, 
zu dem der Teſtator gehört, demobil gemacht iſt, oder der Teſtator auf⸗ 
gehört hat, zu dem mobilen Truppentheil zu gehören, oder als Kriegs⸗ 
gefangener oder Geißel aus der Gewalt des Feindes entlaſſen iſt. 


Der Lauf dieſer Friſt wird jedoch ſuspendirt durch anhaltende 
Unfähigkeit des Teſtators zur Errichtung einer anderweiten letztwilligen 
Verordnung. 


Wenn der Teſtator innerhalb des Jahres vermißt und in einem 
Verfahren auf Todeserklärung, oder in dem Bezirke des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Cöln auf Abweſenheitserklärung feſtgeſtellt wird, daß er 
ſeit jener Zeit verſchollen iſt, ſo tritt die Ungültigkeit des Teſtaments 
nicht ein. 
§. 9, dd. d. O. 


7) Das privilegirte militairiſche Teſtament verliert durch Deſertion des 
Teſtators ſeine Gültigkeit und dieſe wird durch den erhaltenen Pardon 
nicht wieder hergeſtellt. 

§. 10. a. a. O. 


8) Privilegirte militairiſche Teſtamente ſind dem ordentlichen perſönlichen 
Gerichte des Teſtators zur Aufbewahrung und weiteren geſetzlichen Veran⸗ 
laſſung zu überſenden. Gehört dieſes Gericht zum Bezirke des Appellations⸗ 

erichtshofes zu Cöln, fo geſchieht die Ueberſendung an den General⸗ 
Prokura bei demſelben, der durch den betreffenden Landgerichts-Prä⸗ 
ſidenten die Hinterlegung bei einem Notar nach Maaßgabe der für olo⸗ 
Vobſecht Teſtamente im Artikel 1007. des Civilgeſetzbuches beſtehenden 
orſchriften veranlaßt. 
F. 11. a. a. O. 


9) Die Beſtimmungen Nr. 1 — 8. finden auf alle zur Beſatzung eines in 
Dienſt geſtellten Schiffes oder Fahrzeuges gehörenden Perſonen der 
N Königlichen Marine und auf alle anderen auf einem ſolchen Schiffe oder 
Fahrzeuge befindlichen Perſonen mit dem Augenblicke Anwendung, wo 
das Schiff oder Fahrzeug wirklich in Dienſt geſtellt iſt und den Hafen 

verlaſſen hat. f a 


Die unter Nr. 6. beſtimmte Friſt von einem Jahre wird von 
dem Tage an gerechnet, an welchem das Schiff oder Fahrzeug außer 
Dienſt geſtellt iſt, oder der Teſtator aufgehört hat, zu demſelben zu 
gehören. 

$. 12. d. a. O. 


(Nr. 6620.) | VIII. Vor⸗ 
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Kabinetsorder vom 10. „Organ; 1825. (GeſetzSamml. ©. 150. 
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